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3951/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Lukas Hammer, Tanja Graf,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das Bundes-
Energieeffizienzgesetz geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Beim Eingang soll gemäß den 
legistischen Richtlinien (leg. RL) der Kurztitel und eine 
allfällige Abkürzung eines Gesetzes verwendet werden, 
daher müsste es im Eingang richtig heißen: 

Das Bundes-Energieeffizienzgesetz – EEffG, … 
wird wie folgt geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Das Bundesgesetz über die Verbesserung der 
Energieeffizienz bei Haushalten, Unternehmen und dem 
Bund sowie Energieverbrauchserfassung und Monitoring 
(Bundes-Energieeffizienzgesetz – EEffG), BGBl. I 
Nr. 72/2014, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 59/2023, wird wie folgt geändert: 

 

Hinweis der ParlDion: In der Novellierungsanordnung 
(NovAo) steht nach § 72 ein Punkt, dieser könnte mittels 
Abänderungsantrages gestrichen werden. Daher müsste 
die NovAo richtig heißen: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 72 
folgender Eintrag eingefügt: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 72. 
folgender Eintrag eingefügt: 

 

 „§ 72a. Rechenzentren“ § 72a. Rechenzentren 

 2. In § 36 wird im Schlussteil vor dem Wort „umgesetzt“ 
die Wortfolge „sowie Art. 12 Abs. 1 und 2, Anhang VII 
in Verbindung mit Art. 32 der Richtlinie (EU) 2023/1791 
zur Energieeffizienz und zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2023/955, ABl. Nr. L 231 vom 20.09.2023 S. 1,“ 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
eingefügt. 

§ 36. Durch dieses Bundesgesetz wird die Richtlinie 
2012/27/EU zur Energieeffizienz, zur Änderung der 
Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG, 
ABl. Nr. L 315 vom 14.11.2012 S. 1, in der Fassung der 

 § 36. Durch dieses Bundesgesetz wird die Richtlinie 
2012/27/EU zur Energieeffizienz, zur Änderung der 
Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG, 
ABl. Nr. L 315 vom 14.11.2012 S. 1, in der Fassung der 

 1. Richtlinie (EU) 2018/2002 zur Änderung der 
Richtlinie 2012/27/EU, ABl. Nr. L 328 vom 
21.12.2018 S. 210, und 

  1. Richtlinie (EU) 2018/2002 zur Änderung der 
Richtlinie 2012/27/EU, ABl. Nr. L 328 vom 
21.12.2018 S. 210, und 

 2. Verordnung (EU) 2018/1999 über das 
Governance-System für die Energieunion und 
für den Klimaschutz, zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) 
Nr. 715/2009, der Richtlinien 94/22/EG, 
98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 
2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU, der 
Richtlinien 2009/119/EG und 2015/652/EU und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 525/2013, ABl. Nr. L 328 vom 21.12.2018 
S. 1, 

  2. Verordnung (EU) 2018/1999 über das 
Governance-System für die Energieunion und 
für den Klimaschutz, zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) 
Nr. 715/2009, der Richtlinien 94/22/EG, 
98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 
2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU, der 
Richtlinien 2009/119/EG und 2015/652/EU und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 525/2013, ABl. Nr. L 328 vom 21.12.2018 
S. 1, 

umgesetzt.  sowie Art. 12 Abs. 1 und 2, Anhang VII in 
Verbindung mit Art. 32 der Richtlinie (EU) 
2023/1791 zur Energieeffizienz und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2023/955, ABl. Nr. L 231 vom 
20.09.2023 S. 1, umgesetzt. 

 3. In § 37 lauten die Ziffernbezeichnung der Z 33 „34.“, 
die Ziffernbezeichnung der Z 34 „35.“ und die 
Ziffernbezeichnung der Z 35 „36.“; nach Z 32 wird 
folgende Z 33 eingefügt: 

 

§ 37. Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der 
Ausdruck 

 § 37. Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der 
Ausdruck 

 1. …   1. … 

  „33. „Rechenzentrum“ eine Struktur oder eine 
Gruppe von Strukturen, die für die 
Beherbergung, die Vernetzung und den Betrieb 

 33. „Rechenzentrum“ eine Struktur oder eine 
Gruppe von Strukturen, die für die 
Beherbergung, die Vernetzung und den 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
von Computersystemen oder Servern und 
zugehöriger Ausrüstung für die Speicherung, 
Verarbeitung bzw. Verbreitung von Daten sowie 
für verbundene Tätigkeiten genutzt wird gemäß 
Anhang A Nummer 2.6.3.1.16. der Verordnung 
(EG) Nr. 1099/2008 über die Energiestatistik, 
ABl. Nr. L 304 vom 14.11.2008 S. 1;“ 

Betrieb von Computersystemen oder Servern 
und zugehöriger Ausrüstung für die 
Speicherung, Verarbeitung bzw. Verbreitung 
von Daten sowie für verbundene Tätigkeiten 
genutzt wird gemäß Anhang A 
Nummer 2.6.3.1.16. der Verordnung (EG) 
Nr. 1099/2008 über die Energiestatistik, 
ABl. Nr. L 304 vom 14.11.2008 S. 1; 

 33. „Sanierungskonzept“ eine erweiterte 
Energieberatung, die 

  3334. „Sanierungskonzept“ eine erweiterte 
Energieberatung, die 

 a) von befugten Personen vor Ort durchgeführt 
wird; 

  a) von befugten Personen vor Ort durchgeführt 
wird; 

 b) der energetischen Bewertung des Gebäudes 
dient; 

  b) der energetischen Bewertung des Gebäudes 
dient; 

 c) dem Stand der Technik entspricht;   c) dem Stand der Technik entspricht; 

 d) die technisch richtige Reihenfolge zur 
Umsetzung der Maßnahmen enthält und 

  d) die technisch richtige Reihenfolge zur 
Umsetzung der Maßnahmen enthält und 

 e) eine Abschätzung der Vollkosten und der 
Fördermöglichkeiten enthält; 

  e) eine Abschätzung der Vollkosten und der 
Fördermöglichkeiten enthält; 

 34. „Unternehmen“ jede auf Dauer angelegte 
Organisation selbstständiger wirtschaftlicher 
Tätigkeit; 

  3435. „Unternehmen“ jede auf Dauer angelegte 
Organisation selbstständiger wirtschaftlicher 
Tätigkeit; 

 35. „wesentlicher Energieverbrauchsbereich“ den 
Energieverbrauch in den Bereichen 

  3536. „wesentlicher Energieverbrauchsbereich“ den 
Energieverbrauch in den Bereichen 

 a) „Gebäude“ als Summe aller 
energieverbrauchenden Geräte und 
Geräteteile einer Konstruktion mit Dach und 
Wänden, deren Innenraumklima unter Einsatz 
von Energie konditioniert wird, und die 
Geräte und Geräteteile nicht den Bereichen 
gemäß lit. b und c zuzuordnen sind; 

  a) „Gebäude“ als Summe aller 
energieverbrauchenden Geräte und 
Geräteteile einer Konstruktion mit Dach und 
Wänden, deren Innenraumklima unter Einsatz 
von Energie konditioniert wird, und die 
Geräte und Geräteteile nicht den Bereichen 
gemäß lit. b und c zuzuordnen sind; 

 b) „Produktionsprozess“ als Summe aller für die 
Herstellung von Gütern und Objekten 
erforderlichen Geräte und Geräteteile und 

  b) „Produktionsprozess“ als Summe aller für die 
Herstellung von Gütern und Objekten 
erforderlichen Geräte und Geräteteile und 

 c) „Transport“ als Summe aller für die 
Beförderung von Personen oder Gütern 

  c) „Transport“ als Summe aller für die 
Beförderung von Personen oder Gütern 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
eingesetzten Fahrzeuge und Fahrzeugteile, eingesetzten Fahrzeuge und Fahrzeugteile, 

wenn der Verbrauch mindestens 10 % Anteil am 
gesamten Energieverbrauch des Unternehmens hat; die 
Berechnung der Energieverbrauchsbereiche kann auch 
auf Einzelunternehmensebene durchgeführt werden, 
wenn dies zweckmäßig erscheint. 

 wenn der Verbrauch mindestens 10 % Anteil am 
gesamten Energieverbrauch des Unternehmens hat; die 
Berechnung der Energieverbrauchsbereiche kann auch 
auf Einzelunternehmensebene durchgeführt werden, 
wenn dies zweckmäßig erscheint. 

 4. In § 50 Abs. 1 Z 6 wird der Verweis auf „§ 30“ ersetzt 
durch den Verweis auf „§ 62“. 

 

§ 50. (1) Der Bund hat in seinem Gebäudebestand 
anrechenbare Energieeffizienzmaßnahmen zu setzen, um 
seine Energieeinsparverpflichtung gemäß Abs. 2 zu 
gewährleisten. Anrechenbare 
Energieeffizienzmaßnahmen für die Zwecke dieser 
Bestimmung sind insbesondere 

 § 50. (1) Der Bund hat in seinem Gebäudebestand 
anrechenbare Energieeffizienzmaßnahmen zu setzen, um 
seine Energieeinsparverpflichtung gemäß Abs. 2 zu 
gewährleisten. Anrechenbare 
Energieeffizienzmaßnahmen für die Zwecke dieser 
Bestimmung sind insbesondere 

 1. …   1. … 

 6. sonstige Maßnahmen, die gemäß § 30 
anrechenbar sind. 

  6. sonstige Maßnahmen, die gemäß § 3062 
anrechenbar sind. 

 5. Dem § 60 werden folgende Abs. 5 und 6 angefügt:  

 „(5) Die gemäß § 72a Abs. 1 verpflichteten 
Personen haben der E-Control unverzüglich zu melden: 

(5) Die gemäß § 72a Abs. 1 verpflichteten 
Personen haben der E-Control unverzüglich zu 
melden: 

  1. die Veröffentlichung von Mindestangaben 
gemäß § 72a Abs. 1 samt Übermittlung der 
veröffentlichten Mindestangaben gemäß § 72a 
Abs. 3 und 

 1. die Veröffentlichung von Mindestangaben 
gemäß § 72a Abs. 1 samt Übermittlung der 
veröffentlichten Mindestangaben gemäß 
§ 72a Abs. 3 und 

  2. die Änderung von veröffentlichten 
Mindestangaben gemäß § 72a Abs. 1 und 3. 

 2. die Änderung von veröffentlichten 
Mindestangaben gemäß § 72a Abs. 1 und 3. 

 Die verpflichteten Personen sind für die inhaltliche 
Richtigkeit der Angaben verantwortlich. 

Die verpflichteten Personen sind für die inhaltliche 
Richtigkeit der Angaben verantwortlich. 

 (6) Die gemäß § 72a Abs. 1 verpflichteten Personen 
haben die Meldepflichten in die Europäische Datenbank 
über Rechenzentren, wie sie in einem delegierten 
Rechtsakt gemäß Art. 33 Abs. 3 der Richtlinie 
(EU) 2023/1791 festgelegt sind, zu erfüllen. Die E-

(6) Die gemäß § 72a Abs. 1 verpflichteten 
Personen haben die Meldepflichten in die 
Europäische Datenbank über Rechenzentren, wie sie 
in einem delegierten Rechtsakt gemäß Art. 33 Abs. 3 
der Richtlinie (EU) 2023/1791 festgelegt sind, zu 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Control kann Meldungen in die Europäische Datenbank 
über Rechenzentren gemäß den Bestimmungen eines 
delegierten Rechtsaktes gemäß Art. 33 Abs. 3 der 
Richtlinie (EU) 2023/1791 vornehmen.“ 

erfüllen. Die E-Control kann Meldungen in die 
Europäische Datenbank über Rechenzentren gemäß 
den Bestimmungen eines delegierten Rechtsaktes 
gemäß Art. 33 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 2023/1791 
vornehmen. 

 6. In § 68 Abs. 4 Z 3 wird folgende lit. f angefügt:  

(4) Sofern die Tat nicht nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe 
bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist 

 (4) Sofern die Tat nicht nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe 
bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist 

 1. …   1. … 

 3. mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro zu bestrafen, 
wer 

  3. mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro zu bestrafen, 
wer 

 a) …   a) … 

  „f) ihrer bzw. seiner Verpflichtung gemäß § 72a 
Abs. 1 und 3 nicht oder nicht ordnungsgemäß 
nachkommt;“ 

 f) ihrer bzw. seiner Verpflichtung gemäß 
§ 72a Abs. 1 und 3 nicht oder nicht 
ordnungsgemäß nachkommt; 

 7. In § 69 Abs. 2 wird die Wortfolge „am 1. Jänner des 
Geschäftsjahres und 30. Juni“ durch die Wortfolge 
„spätestens bis zum 5. Jänner und 30. Juni“ ersetzt. 

 

(2) Der Bund leistet der E-Control für die von ihr 
nach diesem Bundesgesetz zu erfüllenden Aufgaben pro 
Geschäftsjahr ab Kundmachung dieses Bundesgesetzes 
mit Wirksamkeit ab dem Geschäftsjahr 2023 einen 
Beitrag von 900 000 Euro. Der Beitrag ist zumindest in 
zwei Teilen jeweils am 1. Jänner des Geschäftsjahres 
und 30. Juni des Geschäftsjahres an die E-Control zu 
überweisen, wobei der erste Teil 70 % des 
Gesamtbetrags zu betragen hat. Ein allenfalls 
verbleibender Betrag zur Finanzierung des 
Subrechnungskreises 1 ist auf das folgende Geschäftsjahr 
zu übertragen. 

 (2) Der Bund leistet der E-Control für die von ihr 
nach diesem Bundesgesetz zu erfüllenden Aufgaben pro 
Geschäftsjahr ab Kundmachung dieses Bundesgesetzes 
mit Wirksamkeit ab dem Geschäftsjahr 2023 einen 
Beitrag von 900 000 Euro. Der Beitrag ist zumindest in 
zwei Teilen jeweils am 1.spätestens bis zum 5. Jänner 
des Geschäftsjahres und 30. Juni des Geschäftsjahres an 
die E-Control zu überweisen, wobei der erste Teil 70 % 
des Gesamtbetrags zu betragen hat. Ein allenfalls 
verbleibender Betrag zur Finanzierung des 
Subrechnungskreises 1 ist auf das folgende Geschäftsjahr 
zu übertragen. 

 8. In § 69 Abs. 4 entfällt der zweite Satz.  

(4) Im Jahresabschluss der E-Control gemäß § 31 E-
ControlG, BGBl. I Nr. 110/2010, sind sämtliche 

 (4) Im Jahresabschluss der E-Control gemäß § 31 E-
ControlG, BGBl. I Nr. 110/2010, sind sämtliche 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Aufwendungen und Erträge für die 
Subrechnungskreise 1 und 2 gesondert unter dem Titel 
„Energieeffizienz“ auszuweisen. Allfällige Überschüsse 
aus Pauschalbeiträgen gemäß Abs. 4 sind auf die 
Kostenvorschreibungen des Folgejahres anzurechnen. 
Der Personalaufwand ist gesondert darzulegen. 

Aufwendungen und Erträge für die 
Subrechnungskreise 1 und 2 gesondert unter dem Titel 
„Energieeffizienz“ auszuweisen. Allfällige Überschüsse 
aus Pauschalbeiträgen gemäß Abs. 4 sind auf die 
Kostenvorschreibungen des Folgejahres anzurechnen. 
Der Personalaufwand ist gesondert darzulegen. 

 9. Nach § 72 wird folgender § 72a samt Überschrift 
eingefügt: 

 

 „Rechenzentren Rechenzentren 

 § 72a. (1) Eigentümerinnen und Eigentümer und 
Betreiberinnen und Betreiber von Rechenzentren haben, 
wenn sie eine elektrische Nennleistung für 
Informationstechnologie von mindestens 500 kW 
installiert haben, ab 15. Mai 2024 und danach jährlich 
bis zum 15. Mai jeden Kalenderjahres die in Abs. 3 
angeführten Mindestangaben zu veröffentlichen und 
aktuell zu halten, mit Ausnahme von Informationen, die 
Geheimhaltungsinteressen, wie insbesondere 
Verschwiegenheitspflichten oder Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen, unterliegen. 

§ 72a. (1) Eigentümerinnen und Eigentümer und 
Betreiberinnen und Betreiber von Rechenzentren 
haben, wenn sie eine elektrische Nennleistung für 
Informationstechnologie von mindestens 500 kW 
installiert haben, ab 15. Mai 2024 und danach 
jährlich bis zum 15. Mai jeden Kalenderjahres die in 
Abs. 3 angeführten Mindestangaben zu 
veröffentlichen und aktuell zu halten, mit Ausnahme 
von Informationen, die Geheimhaltungsinteressen, 
wie insbesondere Verschwiegenheitspflichten oder 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen, unterliegen. 

 (2) Von der Verpflichtung gemäß Abs. 1 
ausgenommen sind Rechenzentren, die ausschließlich 
zum Endzweck der Landesverteidigung und des 
Bevölkerungsschutzes, wie insbesondere Zivil- und 
Katastrophenschutz, genutzt werden oder ihre Dienste 
erbringen. 

(2) Von der Verpflichtung gemäß Abs. 1 
ausgenommen sind Rechenzentren, die ausschließlich 
zum Endzweck der Landesverteidigung und des 
Bevölkerungsschutzes, wie insbesondere Zivil- und 
Katastrophenschutz, genutzt werden oder ihre 
Dienste erbringen. 

Hinweis der ParlDion: Im beantragten Gesetzestext 
müsste es richtig lauten: 

… der verpflichteten Rechenzentren zu veröffentlichen: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

(3) Folgende Mindestangaben sind jeweils auf der 
Website der verpflichteten Rechenzentren 
veröffentlichen: 

(3) Folgende Mindestangaben sind jeweils auf 
der Website der verpflichteten Rechenzentren 
veröffentlichen: 

  1. Name des Rechenzentrums, Name der 
Eigentümerin bzw. des Eigentümers und der 
Betreiberin bzw. des Betreibers des 
Rechenzentrums, Datum der Inbetriebnahme des 

 1. Name des Rechenzentrums, Name der 
Eigentümerin bzw. des Eigentümers und der 
Betreiberin bzw. des Betreibers des 
Rechenzentrums, Datum der Inbetriebnahme 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Rechenzentrums und Gemeinde, in der sich das 
Rechenzentrum befindet; 

des Rechenzentrums und Gemeinde, in der 
sich das Rechenzentrum befindet; 

  2. Fläche des Rechenzentrums, installierte 
Leistung, jährlicher eingehender und 
ausgehender Datenverkehr und Menge der im 
Rechenzentrum gespeicherten und verarbeiteten 
Daten; 

 2. Fläche des Rechenzentrums, installierte 
Leistung, jährlicher eingehender und 
ausgehender Datenverkehr und Menge der 
im Rechenzentrum gespeicherten und 
verarbeiteten Daten; 

  3. Effizienz des Rechenzentrums im letzten vollen 
Kalenderjahr entsprechend den wesentlichen 
Leistungsindikatoren, wie insbesondere für 
Energieverbrauch, Stromnutzung, 
Temperatursollwerte, Abwärmenutzung, 
Wasserverbrauch und Nutzung erneuerbarer 
Energien und 

 3. Effizienz des Rechenzentrums im letzten 
vollen Kalenderjahr entsprechend den 
wesentlichen Leistungsindikatoren, wie 
insbesondere für Energieverbrauch, 
Stromnutzung, Temperatursollwerte, 
Abwärmenutzung, Wasserverbrauch und 
Nutzung erneuerbarer Energien und 

  4. über Z 1 bis 3 hinausgehende Informationen 
gemäß den Bestimmungen eines delegierten 
Rechtsaktes gemäß Art. 33 Abs. 3 der Richtlinie 
(EU) 2023/1791.“ 

 4. über Z 1 bis 3 hinausgehende Informationen 
gemäß den Bestimmungen eines delegierten 
Rechtsaktes gemäß Art. 33 Abs. 3 der 
Richtlinie (EU) 2023/1791. 

Hinweis der ParlDion: Zum Stichtag der Einbringung 
tritt § 74 Abs. 1 idF des BGBl. I Nr. 59/2023 mit Ablauf 
des 31.Dezember 2026 außer Kraft. 

10. In § 74 Abs. 1 wird der Verweis auf „§ 41 Abs. 2 
Z 3“ ersetzt durch den Verweis auf „§ 9 Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2020“. 

 

§ 74. (1) Das Kalenderjahr der letzten Meldungen 
gemäß § 41 Abs. 2 Z 3 ist als Grundlage für die 
Berechnung der nächsten Meldungen gemäß Art. 8 
Abs. 4 der Richtlinie 2012/27/EU heranzuziehen. 

 § 74. (1) Das Kalenderjahr der letzten Meldungen 
gemäß § 419 Abs. 2 Z 31 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2020 ist als Grundlage 
für die Berechnung der nächsten Meldungen gemäß 
Art. 8 Abs. 4 der Richtlinie 2012/27/EU heranzuziehen. 

Hinweis der ParlDion: Zum Stichtag der Einbringung 
tritt § 76 Abs. 1 idF des BGBl. I Nr. 59/2023 mit Ablauf 
des 31.Dezember 2026 außer Kraft. 

11. In § 76 Abs. 1 wird der Verweis auf „§ 13“ ersetzt 
durch den Verweis auf „§ 45“. 

 

§ 76. (1) Die E-Control hat die im Register der 
nationalen Energieeffizienz-Monitoringstelle gemäß § 17 
Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 68/2020 eingetragenen Energiedienstleisterinnen und 
Energiedienstleister in die elektronische Liste gemäß 
§ 13 zu übernehmen. 

 § 76. (1) Die E-Control hat die im Register der 
nationalen Energieeffizienz-Monitoringstelle gemäß § 17 
Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 68/2020 eingetragenen Energiedienstleisterinnen und 
Energiedienstleister in die elektronische Liste gemäß 
§ 1345 zu übernehmen. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 12. Der bisherige Text des § 79 erhält die 
Absatzbezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird 
angefügt: 

 

§ 79. Für das In- und Außerkrafttreten der durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 59/2023 erlassenen, 
geänderten und aufgehobenen Bestimmungen gilt 
Folgendes: 

 § 79. (1) Für das In- und Außerkrafttreten der durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 59/2023 erlassenen, 
geänderten und aufgehobenen Bestimmungen gilt 
Folgendes: 

 1. Das Inhaltsverzeichnis, die Überschrift des 
1. Teils, Bezeichnung und Überschrift des 
2. Teils, die Bezeichnung des § 34, der 3. Teil 
mit Ausnahme des § 59 Abs. 1 sowie die 
Anhänge 1 und 2 in der Fassung des genannten 
Bundesgesetzes treten mit dem auf die 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
Gleichzeitig treten die §§ 2 bis 5 und 8 samt 
Überschriften, Bezeichnung und Überschrift des 
2. Teils, der 3. bis 7. Teil, Bezeichnung und 
Überschrift des 8. Teils, die §§ 29, 30, 32 und 34 
samt Überschriften und die Anhänge I bis V in 
der Fassung vor dem genannten Bundesgesetz 
sowie die Verordnung über die Richtlinien für 
die Tätigkeit der nationalen Energieeffizienz-
Monitoringstelle (Energieeffzienz-
Richtlinienverordnung), BGBl. II Nr. 394/2015, 
in der Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 172/2016 und der Kundmachung BGBl. II 
Nr. 83/2019, außer Kraft. 

  1. Das Inhaltsverzeichnis, die Überschrift des 
1. Teils, Bezeichnung und Überschrift des 
2. Teils, die Bezeichnung des § 34, der 3. Teil 
mit Ausnahme des § 59 Abs. 1 sowie die 
Anhänge 1 und 2 in der Fassung des genannten 
Bundesgesetzes treten mit dem auf die 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
Gleichzeitig treten die §§ 2 bis 5 und 8 samt 
Überschriften, Bezeichnung und Überschrift des 
2. Teils, der 3. bis 7. Teil, Bezeichnung und 
Überschrift des 8. Teils, die §§ 29, 30, 32 und 
34 samt Überschriften und die Anhänge I bis V 
in der Fassung vor dem genannten Bundesgesetz 
sowie die Verordnung über die Richtlinien für 
die Tätigkeit der nationalen Energieeffizienz-
Monitoringstelle (Energieeffzienz-
Richtlinienverordnung), BGBl. II Nr. 394/2015, 
in der Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 172/2016 und der Kundmachung BGBl. II 
Nr. 83/2019, außer Kraft. 

 2. § 59 Abs. 1 in der Fassung des genannten 
Bundesgesetzes tritt 14 Monate nach dem auf 
die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

  2. § 59 Abs. 1 in der Fassung des genannten 
Bundesgesetzes tritt 14 Monate nach dem auf 
die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

 3. § 74 Abs. 1 und 2, § 75 und § 76 Abs. 1 in der 
Fassung des genannten Bundesgesetzes treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 2026 außer Kraft 

  3. § 74 Abs. 1 und 2, § 75 und § 76 Abs. 1 in der 
Fassung des genannten Bundesgesetzes treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 2026 außer Kraft 

Hinweis der ParlDion: Am Ende des beantragten 
Gesetzestext fehlt der Punkt, dieser könnte mittels eines 
Abänderungsantrages ergänzt werden. 

„(2) § 36, § 37 Z 33 bis 36, § 50 Abs. 1 Z 6, § 60 
Abs. 5 und 6, § 69 Abs. 2 und 4, § 72a samt Überschrift, 
§ 74 Abs. 1 und § 76 Abs. 1 in der Fassung des 

(2) § 36, § 37 Z 33 bis 36, § 50 Abs. 1 Z 6, § 60 
Abs. 5 und 6, § 69 Abs. 2 und 4, § 72a samt 
Überschrift, § 74 Abs. 1 und § 76 Abs. 1 in der 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 treten mit dem auf 
die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 68 Abs. 4 
Z 3 lit. f tritt mit 15. Mai 2025 in Kraft “ 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag 
in Kraft. § 68 Abs. 4 Z 3 lit. f tritt mit 15. Mai 2025 in 
Kraft  
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